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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Gelsenkirchen
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 13 U 53/02
Datum 13.08.2003

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Beklagte wird unter Aufhebung des angefochtenen Bescheides vom 26.04.2001
in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 29.05.2002 verurteilt, den Unfall
der KlÃ¤gerin vom 00.00.2000 als Arbeitsunfall anzuerkennen und nach MaÃ�gabe
der gesetzlichen Bestimmungen zu entschÃ¤digen. Die Beklagte trÃ¤gt die
erstattungsfÃ¤higen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Anerkennung eines Wegeunfalls als Arbeitsunfall.

Die am 00.00.0000 geborene KlÃ¤gerin schlief auf dem Nachhauseweg von einer
Nachtschicht bei N E in der StraÃ�enbahn ein und verpasste die richtige Haltestelle.
Als sie nach dem Aufwachen an der nÃ¤chsten Haltestelle ausstieg und zwecks
RÃ¼ckfahrt die Gleise Ã¼berqueren wollte, stÃ¼rzte sie. Dabei erlitt sie eine
Prellung der linken Hand mit Sehnen- und Nervendurchtrennung sowie eine Prellung
beider Knie.

Die Beklagte lehnte die Anerkennung eines Arbeitsunfalls mit Bescheid vom
26.04.2001 ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie an, dass die KlÃ¤gerin im Zeitpunkt
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des Unfalls nicht unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung gestanden
habe, da sie auf einem Abweg gewesen sei.

Der Widerspruch der KlÃ¤gerin wurde mit Widerspruchsbescheid vom 29.05.2002
zurÃ¼ckgewiesen. In diesem fÃ¼hrte die Beklagte ergÃ¤nzend an, dass
Versicherungsschutz beim versehentlichen Umweg nur dann gegeben sei, wenn das
Versehen seine Ursache wesentlich in der betrieblichen TÃ¤tigkeit oder den sich aus
dem Heimweg ergebenden UmstÃ¤nden habe. Solche UmstÃ¤nde lÃ¤gen aber nicht
vor, da die KlÃ¤gerin in den letzten Tagen vor dem Unfall lediglich ihre
gewÃ¶hnlichen Nachtschichten verrichtet habe und daher nicht besonders
betrieblich belastet gewesen sei.

Die KlÃ¤gerin hat am 14.06.2002 Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung weist sie darauf
hin, dass sie den gewÃ¶hnlichen Weg von der ArbeitsstÃ¤tte nach Hause nicht aus
eigenwirtschaftlichen GrÃ¼nden verlassen habe. Vielmehr sei sie aufgrund einer
ErschÃ¶pfung eingeschlafen, die ihre Ursache in der betrieblichen TÃ¤tigkeit und
den sich aus dem langen Heimweg ergebenden UmstÃ¤nden habe. Diese
MÃ¼digkeit sei durch die WÃ¤rme in der StraÃ�enbahn und die drauÃ�en
herrschende Dunkelheit noch verstÃ¤rkt worden, beides ebenfalls
EigentÃ¼mlichkeiten des Heimwegs und ihr damit nicht zuzurechnen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des angefochtenen Bescheides vom 26.04.2001 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 29.05.2002 zu verurteilen, den Unfall
vom 00.00.2000 als Arbeitsunfall anzuerkennen und ihr EntschÃ¤digungsleistungen
nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschriften zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie verweist auf ihr Vorbringen in den angefochtenen Bescheiden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakten sowie der von der Beklagten beigezogenen Verwaltungsakten,
die sÃ¤mtlich Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren, Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Soweit die KlÃ¤gerin beantragt, den Unfall vom 00.00.2000 als Arbeitsunfall
anzuerkennen, handelt es sich um eine Feststellungsklage im Sinne des Â§ 55 Abs.1
Nr.1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Das insoweit erforderliche Feststellungsinteresse
der KlÃ¤gerin ergibt sich daraus, dass die Beklagte ihre EntschÃ¤digungspflicht
unter anderem mit dem Hinweis verneint hat, das streitige Ereignis sei nicht als
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versicherte TÃ¤tigkeit anzusehen, da die KlÃ¤gerin sich auf einem Abweg befunden
habe.

Die KlÃ¤gerin ist durch den angefochtenen Bescheid vom 26.04.2001 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 29.05.2002 im Sinne des Â§ 54 Abs.2
SGG beschwert, da diese Bescheide rechtswidrig sind. Entgegen der Auffassung der
Beklagten ist der Unfall der KlÃ¤gerin am 00.00.2000 als Arbeitsunfall im Sinne der
gesetzlichen Unfallversicherung anzusehen.

Der Anspruch der KlÃ¤gerin richtet sich nach den Vorschriften des am 01. Januar
1997 in Kraft getretenen Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII), weil der von
ihr geltend gemachte Versicherungsfall nach diesem Zeitpunkt eingetreten ist (Art.
36 des Unfallversicherungs-Einordnungsgesetzes, Â§ 212 SGB VII).

GemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs.1 SGB VII sind ArbeitsunfÃ¤lle UnfÃ¤lle von Versicherten infolge
einer den Versicherungsschutz nach den Â§Â§ 2, 3 oder 6 begrÃ¼ndenden
TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit). Versicherte TÃ¤tigkeit ist gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs.2
Nr.1 SGB VII auch das ZurÃ¼cklegen des mit der versicherten TÃ¤tigkeit
zusammenhÃ¤ngenden unmittelbaren Weges nach und von dem Ort der TÃ¤tigkeit.
Hier ergibt sich keine Ã�nderung der Rechtslage gegenÃ¼ber der bisherigen
besonderen Regelung zum Wegeunfall in Â§ 550 Abs.1 RVO (BSG, Urteil vom
02.05.2001, B 2 U 33/00 R), wie auch sonst die zur RVO ergangene Rechtsprechung
und dazu erschienene Literatur fÃ¼r die rechtliche Beurteilung des Vorliegens von
Arbeits- und auch WegeunfÃ¤llen nach den Vorschriften des SGB VII bis auf wenige
Ausnahmen weiter herangezogen werden kann (BSG, Urteil vom 14.12.1999, B 2 U
3/99 R = SozR 3-2200 Â§ 548 Nr.35).

FÃ¼r das Vorliegen eines Arbeitsunfalls ist danach in der Regel erforderlich, dass
das Verhalten des Versicherten, bei dem sich der Unfall ereignet hat, einerseits der
versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen ist, und dass diese TÃ¤tigkeit andererseits den
Unfall herbeigefÃ¼hrt hat. ZunÃ¤chst muss also eine sachliche Verbindung mit der
im Gesetz genannten versicherten TÃ¤tigkeit bestehen, der innere bzw. sachliche
Zusammenhang, der es rechtfertigt, das betreffende Verhalten der versicherten
TÃ¤tigkeit zuzurechnen. Der innere Zusammenhang ist wertend zu ermitteln, indem
untersucht wird, ob die jeweilige Verrichtung innerhalb der Grenze liegt, bis zu
welcher der Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung reicht (BSG,
Urteil vom 02.05.2001, B 2 U 33/00 R m.w.N.). Der Weg, den der Versicherte
zurÃ¼cklegt, muss wesentlich dazu dienen, nach Beendigung der BetriebstÃ¤tigkeit
die Wohnung zu erreichen, wobei es sich dabei grundsÃ¤tzlich um den
unmittelbaren Weg zwischen Wohnung und Ort der TÃ¤tigkeit handeln muss.
MaÃ�geblich ist dabei die Handlungstendenz des Versicherten, so wie sie
insbesondere durch die objektiven UmstÃ¤nde des Einzelfalls bestÃ¤tigt wird (BSG,
Urteil vom 24.03.1998, B 2 U 4/97 R m.w.N.).

Hier hatte die KlÃ¤gerin nach Beendigung ihrer Nachtschicht und auch im
Unfallzeitpunkt unstreitig den Willen und damit die Handlungstendenz, ihre
Wohnung unmittelbar aufzusuchen. Der hierdurch begrÃ¼ndete innere
Zusammenhang zwischen der versicherten TÃ¤tigkeit und der Heimfahrt ist auch
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nicht dadurch gelÃ¶st worden, dass die KlÃ¤gerin den unmittelbaren Weg verlassen
hat, als sie in der StraÃ�enbahn eingeschlafen ist. Zu beachten ist hier, dass nicht
jeder Irrtum Ã¼ber den Weg und der damit verbundene irrtÃ¼mliche Umweg
sogleich zu einer LÃ¶sung des inneren Zusammenhangs und damit zum Verlust des
Versicherungsschutzes fÃ¼hren (BSG, a.a.O. m.w.N.). Vielmehr ist wertend zu
ermitteln, ob der Irrtum auf Ã¤uÃ�eren UmstÃ¤nden beruht und sich damit eine mit
der besonderen Art des Heimwegs bzw. der betrieblichen TÃ¤tigkeit verbundene
Gefahr realisiert oder ob das Verirren alleinig auf das Verhalten des Versicherten
selbst und damit in seiner Person begrÃ¼ndete UmstÃ¤nde zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist.
Nur letzteres wÃ¤re rechtlich wesentlich dem eigenwirtschaftlichen Bereich
zuzurechnen mit der Folge, dass sich die Ursache der VerlÃ¤ngerung des Weges
rechtlich wesentlich nicht mehr aus der versicherten TÃ¤tigkeit bzw. den mit dem
eigentlichen Heimweg verbundenen UmstÃ¤nden ergibt und Versicherungsschutz
dann entfÃ¤llt. So hat das Bundessozialgericht entschieden, dass der
Versicherungsschutz bestehen bleibt, wenn das Verirren auf mit dem Heimweg
verbundenen Gefahren wie z.B. Dunkelheit, Sichtbehinderung durch Nebel, schlecht
beschilderten Wegen beruht (BSG, a.a.O.). Hingegen entfalle der
Versicherungsschutz, wenn der Versicherte aufgrund der Einnahme
schmerzstillender Tabletten einschlafe (BSG, Urteil vom 28.04.1960, 5 RKn 9/59)
oder wenn der Versicherte sich wÃ¤hrend der Fahrt so rege unterhalte, dass dies
eine vÃ¶llige Unaufmerksamkeit hinsichtlich des Weges nach sich zieht (BSG, Urteil
vom 24.03.1998, B 2 U 4/97 R).

Vorliegend ist die MÃ¼digkeit der KlÃ¤gerin, die zum Einschlafen und damit zum
verlÃ¤ngerten Weg gefÃ¼hrt hat, entgegen der Auffassung der Beklagten lediglich
auf betriebliche bzw. wegespezifische UmstÃ¤nde zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Es entspricht
der allgemeinen Lebenserfahrung, dass es speziell nach Nachtschichten zu
erhÃ¶hter MÃ¼digkeit kommt. Die Arbeit in der Nachtschicht aber ist dem
betrieblichen und nicht dem persÃ¶nlichen Bereich der KlÃ¤gerin zuzuordnen. Die
Beklagte verkennt die bundessozialgerichtliche Rechtsprechung, wenn sie die
gewÃ¶hnliche ArbeitstÃ¤tigkeit dem eigenwirtschaftlichen Bereich der KlÃ¤gerin
zuordnet und eine betriebliche Zuordnung lediglich bei besonderen betrieblichen
Belastungen vornehmen will.

DarÃ¼ber hinaus hat die Beklagte es verabsÃ¤umt, die weiteren UmstÃ¤nde zu
berÃ¼cksichtigen, die die MÃ¼digkeit der KlÃ¤gerin gefÃ¶rdert haben. So sind die
besondere LÃ¤nge des Heimwegs, die WÃ¤rme in der StraÃ�enbahn und die
Dunkelheit unbeachtet geblieben. HÃ¤tte die Beklagte diese mit der besonderen Art
des Heimwegs verbundenen UmstÃ¤nde beachtet, so hÃ¤tte sie â�� selbst unter
Zugrundelegung ihrer obig genannten Auffassung zum Erfordernis einer besonderen
betrieblichen Belastung â�� ein Fortbestehen des Versicherungsschutzes auch im
Zeitpunkt des Unfalles annehmen mÃ¼ssen. Sind nÃ¤mlich neben persÃ¶nlichen
UmstÃ¤nden auch Ã¤uÃ�ere UmstÃ¤nde rechtlich wesentlich fÃ¼r das Verirren, so
wird der Unfallversicherungsschutz nicht gelÃ¶st (BSG, Urteil vom 02.06.1959, 2 RU
3/57).

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â§ 183, 193 SGG.
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